
Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 27 der öffentlichen Sitzung am 28.06.2007

Vorlage Nr. 07-F-25-0078

Sicherstellung der Integration von behinderten Kindern
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP vom 20.06.2007 -

Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung stellt fest, dass allen Eltern mit behinderten Kindern das 
Recht auf einen Integrationsplatz ihrer  Wahl, auch in Einrichtungen mit besonderem 
pädagogischem Profil, zusteht. 

Um dies zu gewährleisten, wird diesen Einrichtungen auf Antrag eine Finanzierung gewährt, die 
die Leistungserbringung in eigener Regie ermöglicht. Die Voraussetzung dafür ist, dass die 
Einrichtungen den Hilfeplan für jedes Kind mit dem Fallmanagement des Dezernates 
gemeinsam erarbeiten. 

Beschluss Nr. 0333

 
Der gemeinsame Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP vom  20.06.2007 betr.

Sicherstellung der Integration von behinderten Kindern

wird angenommen. 
   

Dem Magistrat Wiesbaden,          .07.2007
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Dieser Beschluss ist in das Beschluss-
management aufgenommen.

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,           .07.2007
   -16-

Dezernat VI Dr. Müller
mit der Bitte um weitere Veranlassung Oberbürgermeister
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